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Preußiſche Gefekfammlung 


Jahrgang 1924 Nr. 20. 
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| 


(Rr. 12796.) Verordnung zur Anderung der Schiedsmannsordnung. Vom 12. März 1924. Ian . 
Das Staatsminiſterium erläßt gemäß Artikel 55 der Verfaſſung in Übereinſtimmung mit dem Ständigen $ 
Ausſchuſſe des Landtags die folgende Verordnung mit Geſetzeskraft: 2 


Artikel J. 
Die Schiedsmannsordnung vom 29. März 1879 (Geſetzſamml. S. 321) wird wie folgt geändert: 
1. Im §7 Ab. 1 Nr. 3 iſt am Schluffe ſtatt des Punktes ein Strichpunkt zu ſetzen und fortzufahren: 
4. dem Amtsrichter, der die allgemeine Dienſtauſſicht führt, hinſichtlich der im Bezirke 
des Amtsgerichts wohnenden Schiedsmänner. 
Im 8 22 Abf. 2 werden die Worte „Geldſtrafe von. Mark“ erfetzt durch die Worte 
„Ordnungsſtrafe in Geld“. 8 
3. Im $ 24 werden die Worte im Einverſtändniſſe mit den Parteien“ geftrichen. a | 
4. Im § 33 werden die Worte „Beleidigungen und Körperverletzungen“ erſetzt durch die Worte 
„Vergehen des Hausfriedensbruchs (§ 123 des Reichsſtrafgeſetzbuchs), der Beleidigung (88 185 bis 
187 des Strafgeſetzbuchs), der leichten vorſätzlichen (§ 223 des Strafgeſetzbuchs) und der fahr⸗ 
läſſigen Körperverletzung (§ 230 des Strafgeſetzbuchs), der Verletzung fremder Geheimniſſe (§ 299 
des Strafgeſetzbuchs) und der Sachbeſchädigung (§ 303 des Strafgeſetzbuchs) ſowie bei dem Vergehen 
der Bedrohung (8 241 des Strafgeſetzbuchs) “. 
Im $ 34 werden die Worte „über Beleidigungen und Körperverletzungen“ erſetzt durch die Worte 
züber die im § 33 genannten Vergehen“. N 
6. Im § 35 werden die Worte „nach der Vorſchrift des § 420 der Deutſchen Strafprozeßordnung“ 
5 und die Worte „wegen Beleidigungen“ geſtrichen. 
Als 8 35a wird eingefügt: 
Wohnen die Parteien nicht in demfelben Gemeindebezirke, fo bedarf es bis zur weiteren geſetzlichen 
Regelung eines Sühneverſuchs nicht. 8 5 
8. § 36 Abf. 1 erhält folgende Faſſung: ü 
Bei der Sühneverhandlung über die im $ 33 genannten Vergehen darf der zuſtändige Schieds- 
mann die Ausübung ſeines Amtes aus den in § 16 Nr. 3 bis 6 und § 17 Nr. 2 angegebenen 
Gründen nicht ablehnen. N Dane 
9. Im 8 37 Abſ. 1 werden die Worte „nach § 420 der Deutfchen Strafprozeßordnung erforderlichen“ 
1 Artikel II. 
Die Verordnung tritt am 1. April 1924 in Kraft. 
Berlin, den 12. März 1924. 


Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. am Zehnhoff. 


1 


* 


— 


Geſetzſammlung 1924. (Nr. 1279612800.) ; 
Ausgegeben zu Berlin, den 17. März 1924. 24 
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(Rr. 12797.) Verordnung über die Anderung des Schätzungsamtsgeſetzes vom 8. Juni 1918 (Geſetz⸗ 
5 ſamml. S. 83). Vom 12. März 1924. 


Das Staatsminiſterium erläßt gemäß Artikel 55 der Verfaſſung in Übereinſtimmung mit dem Ständigen 
Ausſchuſſe des Landtags die folgende Verordnung mit Geſetzeskraft: 


Artikel J. 
Der § 18 des Schätzungsamtsgeſetzes vom 8. Juni 1918 (Geſetzſamml. S. 83) wird aufgehoben. 


Artikel 2. 
Das durch die Verordnung der Preußiſchen Staatsregierung vom 20. November 1919 (Geſetzſamml. 1920 


2 S. 52) errichtete Landesſchätzungsamt wird zum 31. März 1924 aufgelöſt. 


Artikel 3. 
Dieſe Verordnung wird von den zuſtändigen Miniſtern ausgeführt. 
Berlin, den 12. März 1924. 


Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. am Zehnhoff. Severing. v. Richter. Wendorff. Hirtſiefer. 


(Nr. 12798.) Verordnung über die Anderung der Geſchäftsbezirke der Landeskulturämter für die Provinzen 
; Weſtfalen und Heſſen⸗Naſſau. Vom 12. März 1924. ; 
Das Staatsminiſterium erläßt gemäß Artikel 55 der Verfaſſung in Übereinſtimmung mit dem Ständigen 
Ausſchuſſe des Landtags die folgende Verordnung mit Geſetzeskraft: 
. i 
Das Gebiet des Kreiſes Grafſchaft Schaumburg ſcheidet am 1. April 1924 aus dem Geſchäftsbezirke 


des Landeskulturamts der Provinz Heſſen⸗Naſſau aus und wird am gleichen Tage dem Geſchäftsbezirke des 
Landeskulturamts der Provinz Weſtfalen zugelegt. 


8 N 

Der Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten führt dieſe Verordnung aus. 

Berlin, den 12. März 1924. 5 
(Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


Braun. Wendorff. 


(Nr. 12799.) Verordnung, betreffend die Eingliederung des Landeswaſſeramts in das Oberverwaltungs⸗ 
gericht. Vom 12. März 1924. 


Das Staatsminiſterium erläßt gemäß Artikel 55 der Verfaſſung in Übereinſtimmung mit dem Ständigen 
Ausſchuſſe des Landtags die folgende Verordnung mit Geſetzeskraft: 


Artikel J. 


8 1. 
(1) Die durch das Waſſergeſetz vom 7. April 1913 (Geſetzſamml. S. 53), durch das Fiſchereigeſetz vom 
11. Mai 1916 (Geſetzſamml. S. 55) und durch das Geſetz über die Sicherung der Bewirtſchaftung von Fifch- 
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gewäſſern vom 18. Juli 1919 (Geſetzſamml. S. 140) begründete Zuſtändigkeit des Landeswaſſeramts geht 
auf das Oberverwaltungsgericht über. Zur Entſcheidung in dieſen Angelegenheiten iſt ein Senat zu beftellen, 
der hierbei die Bezeichnung „waſſerwirtſchaftlicher Senat“ führt. 

(2) Dieſem Senate kann die Entſcheidung auch in anderen Angelegenheiten übertragen werden, für 
welche die Zuſtändigkeit des Oberverwaltungsgerichts begründet iſt. 


8 2 : 

(1) An der Verhandlung und Entſcheidung in den im § 1 Abf. 1 bezeichneten Angelegenheiten nehmen 
in der Waſſerwirtſchaft erfahrene Laienmitglieder teil, die vom Staatsminiſterium auf ſechs Jahre ernannt 
werden. Scheidet ein Laienmitglied während ſeiner Amtszeit aus, ſo kann ein Erſatzmitglied für den Reſt 
der Amtszeit ernannt werden. Die Laienmitglieder dürfen nicht gleichzeitig Mitglieder eines Bezirksausſchuſſes 
ſein. Sie verwalten ihr Amt als unentgeltliches Ehrenamt. Vor ihrem Amtsantritte find fie zu vereidigen. 

(2) Auf die Laienmikglieder finden die SS 22 und 25 des Geſetzes vom 3. Juli 1875/2. Auguſt 1880 
(Geſetzſamml. 1880 S. 328) Anwendung. An den Sitzungen des Plenums des Oberverwaltungsgerichts 
nehmen ſie nicht teil. 8 


2 


3. 

Auf den waſſerwirtſchaftlichen Senat finden die Vorſchriften der §§ 26 bis 30 des Geſetzes, betreffend 
die Verfaſſung der Verwaltungsgerichte und das Verwaltungsſtreitverfahren, vom 3. Juli 187 5/2. Auguſt 1880 
(Geſetzſamml. 1880 S. 328) und des Geſetzes vom 27. Mai 1888 (Geſetzzamml. S. 226) mit der Maßgabe 
Anwendung, daß an den Verhandlungen und Entſcheidungen des Senats in den im § 1 Abſ. 1 bezeichneten 
Angelegenheiten außer dem Vorſitzenden zwei Räte und zwei Laienmitglieder teilnehmen. In Waſſerbuchſachen 
ſowie in Fällen, in denen es ſich um die Verſäumung von Rechtsmittelfriſten, die Leitung des Verfahrens 
und deſſen Einſtellung oder die Koſten handelt, kann der Vorſitzende im Einvernehmen mit den beiden Räten 
anordnen, daß von der Beteiligung der Laienmitglieder abgeſehen wird. 


8 4 
8 . 

Für jede Sitzung des Senats werden die Laienmitglieder unter Berückſichtigung der für die zu ver⸗ 
handelnden Sachen erforderlichen Sachkunde und Kenntnis der örtlichen Verhältniſſe durch den Vorſitzenden 
einberufen. 

85. 

() In den im 81 Abf. 1 bezeichneten Angelegenheiten verfährt der waſſerwirtſchaftliche Senat unbe⸗ 
ſchadet beſonderer geſetzlicher Vorſchriften im Beſchlußverfahren unter ſinngemäßer Beachtung der SS 52, 60, 
115, 118, 119, 120, 122, 124 und 125 des Geſetzes über die allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 
(Geſetzſamml. S. 195), ; 

(2) Die zuſtändigen Minifter find befugt, Kommiſſare zur Wahrnehmung des öffentlichen Intereſſes zu 
beſtellen, die mit ihren Ausführungen und Anträgen vor der Beſchlußfaſſung des Senats zu hören fin. 


Artikel II. 


Die ſtändigen Mitglieder des Landeswaſſeramts treten, und zwar der Senatspräſident als ſolcher, die 
übrigen Mitglieder als Sberverwaltungsgerichtsräte mit ihrem bisherigen Dienſtalter zum Oberverwaltungs- 
gericht über. Die beim Landeswaſſeramt angeſtellten mittleren, Kanzlei und Unterbeamten werden mit ihrem 
bisherigen Dienſtalter in entſprechende Beamtenſtellen des Oberverwaltungsgerichts übernommen. N 


Artikel III. 


Der neunte Abſchnitt, SS 370 bis 373, des Waſſergeſetzes vom 7. April 1913 (Geſetzſamml. S. 53) 
wird aufgehoben. 


24* 
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Artikel IV. 
§ 54 Abſ. 4 Halbſatz 1 des Geſetzes über die allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 (Geſetz⸗ 
ſamml. S. 195) erhält folgende Faſſung: 8 5 
Dias Oberverwaltungsgericht verfährt in den durch beſondere geſetzliche Vorſchriften bezeichneten 
Angelegenheiten im Beſchlußverfahren, ſonſt im Verwaltungsſtreitverfahren, . . . . .. 


a Artikel V. 
Dieſe Verordnung tritt am 1. April 1924 in Kraft. 
Berlin, den 12. März 1924. 


Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Severing. v. Richter. Wendorff, 


zugleich für die Miniſter für Handel 
und Gewerbe und für Volkswohlfahrt. 


(Nr. 12800.) Staatsſchuldenordnung. Vom 12. März 1924. 


Das Staatsminiſterium erläßt gemäß Artikel 55 der Verfaſſung in Übereinſtimmung mit dem Ständigen 
Ausſchuſſe des Landtags die folgende Verordnung mit Geſetzeskraft: 


8 1. 8 

(1) Die Beſchaffung von Geldmitteln im Wege des Kredits für den Staat gemäß Artikel 65 der 
Verfaſſung erfolgt durch Ausgabe von Schuldverſchreibungen oder Schatzanweiſungen, Eingehung von Wechſel⸗ 
verbindlichkeiten oder Aufnahme von Darlehen gegen Schuldſchein. 

(2) Werden Schuldverſchreibungen, Schatzanweiſungen oder Wechſel zur Einlöſung fällig oder zurück 
gekauft oder werden Darlehen zurückerſtattet, ſo lebt der Kredit in Höhe des für die Einlöſung, den Rück— 
kauf oder die Rückerſtattung erforderlichen Betrags wieder auf, ſoweit dieſer Betrag die dafür durch den 
Haushaltsplan bereitgeſtellten Mittel überſteigt. 


Zu Sicherheitsleiſtungen oder zur vorübergehenden Verſtärkung von Betriebsmitteln dürfen die Ausgabe 
von Schuldverſchreibungen und Schatzauweiſungen, die Eingehung von Wechſelverbindlichkeiten und die Auf- 
nahme von Darlehen gegen Schuldſchein nur auf Grund eines Geſetzes erfolgen. Sie können wiederholt 
werden; jedoch darf der Geſamtbetrag der jeweils umlaufenden, noch nicht fälligen Schuldverſchreibungen, 
Schatzanweiſungen und Wechſel und der jeweils geſchuldeten Darlehen den zugelaſſenen Höchſtbetrag nicht 
überſchreiten. 9 3 


(1) Wann, in welchen Beträgen und unter welchen Bedingungen Schuldverſchreibungen oder Schatz⸗ 
anweiſungen auszugeben, Wechſelverbindlichkeiten einzugehen oder Darlehen gegen Schuldſchein aufzunehmen 
ſind, beſtimmt der Finanzminiſter, ſoweit nicht das Kreditgeſetz Vorſchriften darüber enthält. Er iſt ermächtigt, 
die ausgegebenen Schuldurkunden mit Zuſtimmung der daraus Berechtigten gegen andere Schuldurkunden 
umtauſchen zu laſſen. Für Schuldverbindlichkeiten kann er mit Zuſtimmung des Staatsminiſteriums an Gegen- 
ſtänden, die zum Vermögen des Staates gehören, Sicherheiten beſtellen. 

(2) Die zur vorübergehenden Verſtärkung der Betriebsmittel der Generalſtaatskaſſe beſtimmten Schatz⸗ 
anweiſungen, Wechſel und Darlehen dürfen nicht ſpäter als neun Monate nach Ablauf des Rechnungsjahrs, 
für das die Verſtärkung zugelaſſen iſt, fällig werden. 


8 4. 

(1) Die Ausſtellung der Schuldverſchreibungen und Schatzanweiſungen nebſt den zugehörigen Zins, 
Renten- und Erneuerungsſcheinen, der eigenen Wechſel und Schuldſcheine ſowie die Annahme der gezogenen 
Wechſel und die Umſchreibung der Schuldverſchreibungen und Schatzanweiſungen gemäß SS 7 und J! erfolgt 
durch die Staatsſchulden verwaltung. n 
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(2) Schuldurkunden, die der Beſchaffung der Mittel für die Einlöſung von Schuldverſchreibungen, Schatz⸗ 
auweiſungen oder Wechſeln oder für die Rückerſtattung von Darlehen oder die zum Umtauſch ausgegebener 
Schuldurkunden dienen, ſind dem Finanzminiſter auf Verlangen von der Staatsſchuldenverwaltung innerhalb 
zwei Monaten vor dem Tage zur Verfügung zu ſtellen, an dem die einzulöſenden Schuldurkunden oder die 
zurückzuerſtattenden Darlehen fällig werden oder an dem der Umtauſch der ausgegebenen Schuldurkunden 
beginnen fol. Die Verzinſung der neuen Schuldverbindlichkeiten darf nicht vor der Beendigung der Ver- 
zinſung der eingelöſten oder umgetauſchten Schuldurkunden oder zurückerſtatteten Darlehen beginnen. 

0. 

(1). Für die Unterzeichnung der Schuldurkunden iſt die Namensunterſchrift von mindeſtens zwei Mit- 
gliedern der Staatsſchuldenverwaltung erforderlich. : 

(2) Zur Unterzeichnung der Schuldverſchreibungen und Schatzanweiſungen genügen im Wege der 


mechaniſchen Vervielfältigung hergeſtellte Namensunterſchriften auch dann, wenn dieſe Urkunden nicht auf 
den Inhaber lauten. 8 6 


(1) Die Gültigkeit der Unterzeichnung von Schuldurkunden mit Namensunterſchriften, die im Wege 
mechaniſcher Vervielfältigung hergeſtellt find, hängt davon ab, daß die Schuldurkunden vorſchriftsmäßig aus⸗ 
gefertigt find. Der Aufnahme dieſer Beſtimmung in die Schuldurkunde bedarf es nicht. 

(2) Die Staatsſchuldenverwaltung hat die Form, in der die Schuldurkunden ausgefertigt und ent- 
wertet werden, zu beſtimmen und im Staatsanzeiger öffentlich bekanntzumachen. 

8 7. 

(1) Lautet eine Schuldverſchreibung oder Schatzanweiſung auf Namen, fo gilt zugunſten des Staates 
der in der Urkunde Benannte als Gläubiger. 

(2) Die Urkunde kann, ſofern ſich aus ihrem Inhalte nicht etwas anderes ergibt, von der Staats⸗ 
ſchuldenverwaltung auf den Namen eines Anderen umgeſchrieben werden. Zur Stellung des Antrags auf 
Umſchreibung iſt der in der Urkunde benannte Gläubiger oder derjenige berechtigt, auf den die Rechte aus 
der Urkunde übergegangen ſind. : 

88. 

(1) Schuldverſchreibungen und Schatzanweiſungen, die an Order lauten, können durch Indoſſament 
übertragen werden. 

(2) Durch das Indoſſament gehen alle Rechte aus der indoſſierten Urkunde auf den Indoſſator über. 

(3) Auf die Form des Indoſſaments, die Legitimation des Beſitzers und die Prüfung der Legitimation 
ſowie auf die Verpflichtung des Beſitzers zur Herausgabe finden die Vorſchriften der Artikel 11 bis 13, 36, 
74 der Wechſelordnung entſprechende Anwendung. 

8 9 


„u) Dem in einer auf Namen lautenden Schuldverſchreibung oder Schatzanweiſung benannten 
Gläubiger kann der Staat nur ſolche Einwendungen entgegenſetzen, die die Gültigkeit der Ausſtellung be⸗ 
treffen oder ſich aus der Urkunde ergeben oder dem Staat unmittelbar gegen den Benannten zuſtehen. Das 
gleiche gilt für eine an Order lautende Schuldverſchreibung oder Schatzanweiſung gegenüber dem legiti- 
mierten Beſitzer. 

2) Der Staat iſt nur gegen Aushändigung der Urkunde zur Leiſtung verpflichtet. 
(3) Die Vorſchriften der §§ 803, 805 des Bürgerlichen Geſetzbuchs finden entſprechende Anwendung. 
§ 10. 5 
Eine Ehefrau bedarf zur Verfügung über eine auf Namen oder an Order lautende Schuldverſchreibung 
oder Schatzanweiſung dem Staate gegenüber nicht der Zuſtimmung des Ehemanns. 
§ 11. 
(1) Der Finanzminiſter kann Beſtimmungen darüber treffen, inwieweit auf den Inhaber lautende 


Schuldverſchreibungen und Schatzanweſſungen auf den Namen eines beſtimmten Berechtigten umgeſchrieben 
werden dürfen. 5 5 5 i a 
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(2) Die Umſchreibung erfolgt auf Antrag des Inhabers, es ſei denn, daß dieſer zur Verfügung über 
die Urkunde nicht berechtigt iſt. Zugunſten des Staates gilt der Inhaber als verfügungsberechtigt. 


812 
5 8 . — 
Gegen Aushändigung einer auf den Inhaber ausgeſtellten Schuldverſchreibung oder Schatzanweiſung, 


die auf den Namen eines beſtimmten Berechtigten umgeſchrieben iſt, hat die Staatsſchuldenverwaltung auf 
Antrag des Berechtigten eine neue auf den Inhaber lautende Urkunde zu erteilen. 


§ 13. 

(1) Wird die Vernichtung einer auf den Inhaber lautenden Schuldurkunde behauptet, fo hat die Staats- 
ſchuldenverwaltung auf Antrag des bisherigen Inhabers für die Urkunde Erſatz zu leiſten, wenn fie die 
Vernichtung für nachgewieſen erachtet. 

(2) Dasſelbe gilt für eine auf Namen oder an Order lautende Schuldverſchreibung oder Schatzanweiſung, 
wenn der Antragſteller nachweiſt, daß er zur Zeit der Vernichtung verfügungsberechtiger Beſitzer war. 

§ 14. 

(1) Iſt eine auf Namen oder an Order lautende Schuldverſchreibung oder Schatzanweiſung abhanden 
gekommen oder vernichtet, ſo kann die Urkunde, wenn nicht in ihr das Gegenteil beſtimmt iſt, im Wege des 
Aufgebotsverfahrens für kraftlos erklärt werden. 


(2) Die Vorſchriften des § 799 Abſ. 2 und des § 800 des Bürgerlichen Geſetzbuchs finden entſprechende 
Anwendung. 
815. 


It eine unverzinsliche Schatzanweiſung zum Zwecke der Kraftloserklärung aufgeboten, fo kann der 
Antragſteller am Fälligkeitstage die Zahlung des fälligen Betrags gegen Sicherheitsleiſtung oder die Hinter⸗ 
legung des Betrags fordern. Die Art der Sicherheitsleiſtung oder die Hinterlegungsſtelle wird von der 
Staatsſchuldenverwaltung beſtimmt. N 2 ! 

8 16. 

(1) Für das Aufgebotsverfahren zum Zwecke der Kraftloserklärung einer Schuldverſchreibung oder 
Schatzanweiſung iſt das Amtsgericht, in deſſen Bezirke die Staatsſchuldenverwaltung ihren Sitz hat, aus— 
ſchließlich zuſtändig. 

(2) Der Finanzminiſter kann bei der Ausgabe von Schuldverſchreibungen oder Schatzanweiſungen ein 
anderes Gericht als zuſtändig bezeichnen. 15 

§ 17. 

Für abhanden gekommene oder vernichtete Zinsſcheine iſt der im § 804 Abſ. 1 des Bürgerlichen Geſetz⸗ 

buchs bezeichnete Anſpruch ausgeſchloſſen, auch wenn die Ausſchließung in dem Zinsſcheine nicht beſtimmt iſt. 


9 18. 


Die Koſten der Umſchreibung einer Schuldverſchreibung oder Schatzanweiſung und der Erteilung einer 
neuen Schuldurkunde hat der Antragſteller zu tragen und vorzuſchießen. 
$ 19, 
Die Staatsſchuldenverwaltung kann Beſtimmungen treffen: 
1, über die Form der Anträge auf Umſchreibung von Schuldverſchreibungen und Schatzanweiſungen 
und Erteilung neuer Schuldurkunden ſowie der Vollmacht zur Stellung ſolcher Anträge; 
2. über die Form des Nachweiſes, daß der Antragſteller oder der Empfänger der Leiſtung zur Ver⸗ 
fügung über die Schuldurkunde berechtigt ift; 
über die Form der Umſchreibung; 
4. über die Sätze, nach denen die im § 18 bezeichneten Koſten zu bemeſſen find. 


8 20. 


Für die Umſchreibung einer auf den Inhaber lautenden Schuldverſchreibung oder Schatzanweiſung auf 
den Namen eines beſtimmten Berechtigten iſt keine Stempelabgabe zu erheben. 


= 
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8 21. 


(1) Schuldverſchreibungen, die auf den Inhaber lauten und keiner vertraglichen Tilgungspflicht unter 
liegen, können in Buchſchulden des Staates umgewandelt werden. 

(2) Die Umwandlung erfolgt durch Eintragung in das Staatsſchuldbuch. Das Nähere wird durch 
das Staatsſchuldbuchgeſetz beſtimmt. 


9 


(1) Die Verzinſung und Tilgung ſowie die ſonſtige Verwaltung der in dieſem Geſetze geregelten Staats⸗ 
ſchulden liegt der Staatsſchuldenverwaltung ob. Der Finanzminiſter hat ihr die erforderlichen Beträge recht⸗ 
zeitig zur Verfügung zu ſtellen. 

(2) Die Anordnungen über die Ausführung der Tilgung und über die Verwendung der zur Tilgung 
beſtimmten Mittel erläßt der Finanzminiſter, ſoweit nicht durch Geſetz oder Vertrag Beſtimmungen darüber 
getroffen find. Die Beſtimmungen über die Ausführung von Ausloſungen trifft bie Staatsſchuldenverwaltung. 


§ 23. 

(1) Die Verwaltung der Staatsſchulden kann nach näherer Vereinbarung des Finanzminiſters mit dem 
Reichsminiſter der Finanzen der Reichsſchuldenverwaltung widerruflich übertragen werden. 

(2) Wird die Verwaltung der Staatsſchulden gemäß § 39 der Reichsſchuldenorduung vom 13. Februar 
1924 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 95) von der Reichsſchuldenverwaltung übernommen, ſo führt dieſe ſie unter dem 
Namen „Preußiſche Staatsſchuldenverwaltung“. Auf die Verwaltung finden die SS 23, 24, 25 Abſ. 3 und 
29 der Reichsſchuldenordnung mit der Maßgabe ſinngemäß Anwendung, daß die obere Leitung, ſoweit eine 
ſolche mit der der Behörde beigelegten ſelbſtändigen und unbedingten Verantwortlichkeit vereinbar iſt, dem | 
Finanzminiſter zuſteht, daß an die Stelle des Reichsſchuldenausſchuſſes der Stagtsſchuldenausſchuß tritt und ö 
daß die Geſchäftsordnung der Staatsſchuldenverwaltung dem Finanzminiſter und dem Staatsſchuldenausſchuſſe = 
mitzuteilen iſt. 5 = 

§ 24. | 
f 
| 


Die Mitglieder und Hilfsarbeiter der Staatsſchuldenverwaltung haben vor Antritt ihres Amtes ſchriftlich 
zu erklären, daß fie den von ihnen gemäß $ 30 der Reichsſchuldenordnung geleiſteten Eid auch als maß⸗ 
gebend für die Verwaltung der preußiſchen Staatsſchulden anerkennen. 


22 a 
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Der Staatsſchuldenausſchuß übt die fortlaufende Aufſicht über alle der Staatsſchuldenverwaltung mit 41 558 
ſelbſtändiger und unbedingter Verantwortlichkeit übertragenen Geſchäfte. Er beſteht aus acht Abgeordneten = 
des Landtags, zwei Mitgliedern des Staatsrats und dem Präſidenten der Oberrechnungskammer. 8 8 5 3 = 


i $ 26. 

Der Landtag und der Staatsrat wählen die von ihnen zu entſendenden Mitglieder des Staatsſchulden⸗ 
ausſchuſſes mit Stimmenmehrheit auf die Dauer ihrer Mitgliedſchaft zum Landtag oder Staatsrate. Beim 
Ablauf der Wahlperiode oder bei Auflöſung des Landtags bleiben die ausſcheidenden Landtagsmitglieder bis 
zum Eintritt ihrer Nachfolger tätig. Das gleiche gilt für die vom Staatsrate gewählten Mitglieder beim 
Ablauf ihrer Wahlzeit. . 

§ 27. 

(1) Der Ausſchuß wählt aus ſeiner Mitte einen Vorſitzenden und einen ſtellvertretenden Vorſitzenden. 
Die Beſchlüſſe des Ausſchuſſes werden nach Stimmenmehrheit gefaßt. Zu einem Beſchluß iſt die Anweſenheit 
von wenigſtens fünf Mitgliedern erforderlich. a 

(2) Die Teilnahme an Sitzungen des Ausſchuſſes ſowie die Wahrnehmung von Terminen und die 
Vornahme von Prüfungen bei der Staatsſchuldenverwaltung gelten für die aus dem Landtag und dem 
Staatsrat entſandten Mitglieder des Ausſchuſſes als Teilnahme an einer Ausſchußſitzung im Sinne der Vor⸗ 
ſchriften über die Entſchädigung der Mitglieder des Landtags oder des Staatsrats. 
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§ 28. 5 
Die Staaksſchuldenverwaltung hat dem Staatsſchuldenausſchuſſe regelmäßig die Monats- und Jahres- 
abſchlüſſe ihrer Kaſſe ſowie ihre Geſchäftsüberſichten zu überſenden. Der Ausſchuß iſt berechtigt, von der 
Staatsſchuldenverwaltung Auskunft über die Verwaltung, den Beſtand, die Verzinſung und Tilgung der 
Staatsſchulden zu verlangen und ſeine Bemerkungen der Staatsſchuldenverwaltung zur Stellungnahme mit⸗ 
zuteilen. Er hat mindeſtens einmal jährlich eine außerordentliche Prüfung ihrer Geld⸗ und Wertpapierbeſtände 
vorzunehmen; hierzu können Beamte der Oberrechnungskammer im Benehmen mit deren Präſidenten heran 
gezogen werden. 
§ 29. 
() Die Rechnungen der Kaffe der Staatsſchuldenverwaltung werden von der Oberrechnungskammer 
nach vorheriger Prüfung und Feſtſtellung dem Staatsſchuldenausſchuſſe zugeſtellt. 
(2) Der Staatsſchuldenausſchuß hat dem Landtage jährlich über feine Tätigkeit ſowie über die unter 
ſeine Aufſicht geſtellte Verwaltung der Staatsſchulden im abgelaufenen Jahre Bericht zu erſtatten. 


§ 30. 
8 
Der Finanzminiſter wird ermächtigt, die für die Übertragung der Hauptverwaltung der Staatsſchulden 
auf das Reich, insbeſondere auch für die Abernahme ihrer Beamten in den Reichsdienſt, erforderlichen Ver⸗ 
einbarungen mit dem Reichsminiſter der Finanzen zu treffen. 


3E : 
(1) Der Zeitpunkt des Inkrafttretens des § 23 Abſ. 2 und des 8 24 dieſer Verordnung wird durch den 
Jinauzminiſter beſtimmt; im übrigen tritt die Verordnung mit dem auf die Verkündung folgenden Tage in Kraft. 
(2) Mit dem Inkrafttreten dieſer Verordnung treten außer Kraft: 

J. die Verordnung wegen Erläuterung, Abänderung und Ergänzung der bisher in bezug auf das 
Aufgebot und die Amortiſation verlorener oder vernichteter Skaatspapiere geltend geweſenen 
geſetzlichen Beſtimmungen vom 16. Juni 1819 (Geſetzſamml. S. 157); i 

2. die Verordnung wegen der künftigen Behandlung des geſamten Staatsſchuldenweſens vom 17. Januar 
1820 (Geſetzſamml. S. 9) 

3. die Königliche Kabinettsorder vom 18. September 1822, betreffend die vierjährige Verjährungsfrist 
bei den zu ſämtlichen Staatsſchuldſcheinen ausgereicht werdenden Zinscoupons (Geſetzſamml. S. 213); 

4. die Königliche Kabinettsorder vom 2. November 1822 wegen Regulierung des von der Hauptverwaltung 
der Staatsſchulden übernommenen Provinzial⸗Staatsſchuldenweſens (Geſetzſamml. S. 219); 

5. die Verordnung, das Aufgebot und die Amortiſation verlorener oder vernichteter Staatspapiere 
betreffend, vom 3. Mai 1828 (Geſetzſamml. S. 61); 

6. das Geſetz, betreffend die Verwaltung des Staatsſchuldenweſens und Bildung einer Staats⸗ 
ſchuldenkommiſſion, vom 24. Februar 1850 (Geſetzſamml. S. 57) in der Faſſung der Geſetze vom 
29. Januar 1879 (Geſetzſamml. S. 10), 4. Juni 1919 (Geſetzſamml. S. 133), 4. Juli 1919 (Gefeh- 
ſamml. S. 134), 11. Dezember 1920 (Geſetzſamml. von 1921 S. 102) und 10. März 1922 (Geſetz⸗ 
ſamml. S. 51); 

7. J 27 des Staatsſchuldbuchgeſetzes vom 22. Mai 1910 (Geſetzſamml. S. 47) in der Faſſung der 

Bekanntmachung des Finanzminiſters vom 27. Mai 1910 (Geſetzſamml. S. 55). 


832. 


Die Vorſchriften dieſer Verordnung finden auch auf die vor ihrem Inkrafttreten ausgeftellten Schuld— 
urkunden des Staates Anwendung. 


Berlin, den 12. März 1924. 


Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
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